
 

Genug gelabert: 
Eine Lohnerhöhung muss her! 

NachtfalterNachtfalter  

Ausgabe 14 · November 2013 

ver.di-Zeitung von ZustellerInnen für ZustellerInnen 

Ich kann das Gejammer der Zeitungsverleger 
nicht mehr hören. Ihnen geht es angeblich im-
mer schlechter: Die Anzeigenerlöse gehen zu-
rück, die Auflagen sinken. Der „drohende“ ge-
setzliche Mindestlohn von 8,50 Euro soll so-
gar schon die Pressefreiheit gefährden. Dreist 
fordern die Zeitungsverleger Ausnahmerege-
lungen für die 300.000 Zeitungszustellerinnen 
ihrer Branche. Wo sind eigentlich die Gewinne 
der letzten Jahrzehnte geblieben, als die Her-
ausgabe einer Zeitung wie eine Lizenz zum 
Gelddrucken war? 

 

Wie es den ZeitungszustellerInnen geht, fragt 
niemand aus den Chefetagen der Zeitungen. 

Wir zahlen schon seit Jahren drauf! 

Während die NW von 2003 - 2013 ihre Be-
zugspreise im Durchschnitt jährlich um 3,6 
Prozent erhöht hat, gingen wir, bis auf eine lä-
cherliche Erhöhung von ca. 2 Prozent im Jah-
re 2011, die anderen Jahre leer aus. 

Das muss ein Ende haben! 

Das Gewicht der Zeitungen ist zwar gewach-
sen, aber nicht unser Lohn. 

Bei einer durchschnittlichen Inflationsrate der 
letzten Jahre von ca. 1,6 Prozent, hatten wir 
von 2003 – 2012 Einkommensverluste von 

über 16 Prozent zu verkraften. 

Wegfallende Abos führten zu weiteren Lohn-
einbußen. 

Das gezahlte Kilometergeld deckt schon lan-
ge nicht mehr die tatsächlichen Kosten. 

Kolleginnen und Kollegen mit neuen Verträ-
gen (20 Prozent weniger Lohn, 14 Tage weni-
ger Urlaub) stellen mittlerweile mit einem An-
teil von fast 60 Prozent die Mehrheit der Be-
legschaft. 

Die Fakten liegen auf dem Tisch, jetzt müssen 
endlich Taten folgen. 

Eine ordentliche Lohnerhöhung ist mehr als 
überfällig! 

Hans-Dietmar Hölscher 

Zur Erinnerung: 

Die Erhöhung der Abopreise der NW 

in den letzten zehn Jahren: 
 

2003: 2,6 Prozent    2004: 3,1 Prozent 

2006: 2,0 Prozent    2007: 2,9 Prozent 

2008: 2,8 Prozent    2009: 3,2 Prozent 

2010: 4,4 Prozent    2011: 4,3 Prozent 

2012: 5,7 Prozent    2013: 5,4 Prozent 
 

Jede Preiserhöhung wurde auch mit 

„erhöhten“ Zustellkosten begründet! 
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Postabholer gekündigt 
Ende 2011 stieg die NW aus der Postzustellung 

aus. Ein kleiner Teil der Kolleginnen und Kollegen 

arbeitete im Bereich Postabholung weiter als 

Dienstleister für die Citipost OWL. 

Zum 30. 9. 2013 hat die Citipost OWL ihren 

Dienstleistungsvertrag mit der NW Logistik ge-

kündigt. Elf KollegInnen, die zum Teil in Vollzeit 

beschäftigt waren, wurden „betriebsbedingt“ ge-

kündigt. Nur bei vier KollegInnen konnte eine 
Weiterbeschäftigung zu veränderten, meistens 

schlechteren Bedingungen, erreicht werden. Wäh-

rend es nach dem Ende der Postzustellung zu-

mindest das Angebot einer Transfergesellschaft 

für die gekündigten KollegInnen gab, fällt diesmal 

lediglich eine kleine Abfindung für die Betroffenen 
ab. 

Einem ehemaligen Abteilungsleiter und Betriebs-

ratsmitglied droht man mittlerweile mit einer be-

triebsbedingten Kündigung, falls er die angebote-

ne Abfindung nicht akzeptiert. Bis zum 30. 9. 
2013 war ihm gegenüber immer die Rede davon, 

dass es schon irgendeine Weiterbeschäftigung im 

Unternehmen geben würde. Es hat den Anschein, 

dass nur noch die „ordentliche Schließung“ rei-

bungslos und so billig wie möglich über die Büh-

ne gehen sollte. 

Knapper Kommentar eines gekündigten Kollegen: 

„Die Bauern haben ihre Schuldigkeit getan, die 

Bauern können jetzt gehen!“ 

 
Quelle:  VL-Info 55, ver.di, FB 8, OV Bielefeld, 24. 10. 2013 

NW Logistik NEWS: 
(steht leider nicht auf dem Packzettel) 

 

Es arbeiten mittlerweile schon 

ca. 60 Prozent 

aller Kolleginnen und Kollegen 

als ZustellerInnen 2. Klasse 

(20 % weniger Lohn, nur 4 Wochen Urlaub!) 

 

Gleicher Lohn 

für gleiche Arbeit! 

KAHLSCHLAG 

bei Küster-Pressedruck 
Am 30. September 2013 kündigte die Geschäfts-
leitung die Betriebsvereinbarungen zur Beschäf-
tigungssicherung. Im Jahre 2010 wurde zur Be-
schäftigungssicherung für drei Jahre (bis 
30.06.2014) die Arbeitszeit um 2,5 Std. pro Wo-
che verkürzt und die Beschäftigten verzichteten 
im entsprechenden Umfang auf Lohn und Ge-
halt. Im Gegenzug wurde für alle Beschäftigten 
betriebsbedingte Kündigungen bis zum 30. Juni 
2014 ausgeschlossen. 

Diese Vereinbarung wurde nun gekündigt, 
um vorzeitig Personal abzubauen und Arbeit 
in tariffreie Niedriglohnbereiche zu verlagern. 
Als erstes sollen 42 Einlegerinnen entlassen 
werden und deren Arbeit soll von Fremdfir-
men (Werkvertrag) durchgeführt werden. 
Aber auch bei den Beschäftigten in der Dru-
ckerei und dem Versand besteht die Gefahr, 
dass einzelne Arbeitsbereiche ausgegliedert 

werden. 

Der Betriebsrat und ver.di hatten im Vorfeld der 
Bundestagswahl die Mandatsträger der SPD 
(57,5 Prozent der Gesellschaft gehören der 
SPD) versucht auf diese Maßnahmen hinzuwei-
sen. Aber ein Einlenken konnte nicht erreicht 
werden. Die Geschäftsleitung setzt unverdros-
sen den Weg tariffreie Arbeitsverhältnisse im 
Niedriglohnbereich zu etablieren fort.  

Am 19. 10. 2013 beschlossen die ver.di-
Mitglieder auf einer betrieblichen Mitgliederver-
sammlung einstimmig gegen die Maßnahmen 
vorzugehen und einen Sozialtarifvertrag zur 

Beschäftigungssicherung zu fordern. 

Eine neunköpfige Tarifkommission wurde einge-
setzt. 

Ver.di und der Betriebsrat sehen die Problematik 
sinkender Anzeigen- und Beilagenumsätze. 

Aber Tarifflucht und Dumpinglöhne sind der fal-
sche Weg. Wir werden mit öffentlichen und be-
trieblichen Aktionen versuchen tarifgerechte Lö-
sungen zu finden. 

Dazu brauchen wir 
die Solidarität aller Beschäftigten! 

 
Quelle:  VL-Info 55, ver.di, FB 8, OV Bielefeld, 24. 10. 2013 



Jetzt beschäftigen wir uns schon seit längerem mit 
dem Thema Sabris. 
 

Was kann man mit Sabris machen und 
welche Auswirkungen wird es für uns 
Zeitungszusteller haben? 
 
Man kann mit Hilfe von Sabris die Kunden elektro-
nisch, also auf dem Computer, mit Hilfe von Kar-
ten darstellen. Damit kann man erkennen, wo 
unsere Zeitungskunden liegen. Es ist möglich eine 
Gangreihenfolge für die einzelnen Bezirke zu er-
stellen. Hierdurch ergibt sich auch, wie viele Kilo-
meter in diesem Bezirk zurückgelegt werden müs-
sen. 
Durch die Festlegung, wie sich der Zusteller durch 
den Bezirk bewegt (Auto/Fahrrad/zu Fuß) und mit 
Hilfe von festgelegten Steckzeiten, kann dann 
eine Zeit festgelegt werden, die man braucht, um 
in diesem Bezirk Zeitungen zuzustellen. Natürlich 
wird dann auch das Kilometergeld neu festgelegt. 
Aber mit Sabris kann man noch mehr machen. 
Man kann die bestehenden Zustellbezirke auflö-
sen und mit Hilfe von sogenannten Geo-Einheiten 
die Bezirke neu zusammenstellen. 
 

Welche Ziele verfolgt die Geschäfts-
leitung? 
 
Natürlich steht im Vordergrund, dass man mit 
Hilfe von Sabris langfristig Kosten einsparen 
will. So sollen die Wegstrecken in den Bezirken 
optimiert und festgeschrieben werden. Die Bereit-
stellung des Fahrzeugs, also die Fahrt zur Ablage, 
soll dabei nicht mehr berücksichtigt werden. 
Auch soll durch die Festlegung, wieviel Zeit man 
in den einzelnen Bezirken benötigt, den Aushilfen 
im Stundenlohn nur noch diese Zeit mit einer 
leicht erhöhten Erschwerniszulage bezahlt wer-
den. Hier soll die vorgegebene Gangreihenfolge 
helfen. 
Durch eine Optimierung der Zustellbezirke soll 
der Zusteller in möglichst wenig Zeit möglichst 
viele Zeitungen zustellen. 
Schließlich soll für jeden Zustellbezirk ein Leis-
tungsindex festgelegt werden, mit dem dann jeder 
Zusteller auf einen Stundenlohn von 8,50 Euro 
kommt. Dieser soll aber weiterhin von der Zei-
tungsmenge abhängen. Was bei sinkender Auf-
lage passiert, ist noch nicht geklärt. 

Wo sieht ver.di die Gefahren bei der 
Umstrukturierung mit Hilfe von Sabris? 
 
Wir sind Menschen und keine Roboter. Jeder hat 
sein eigenes Tempo bei der Zustellung von Zei-
tungen, dass vom Alter, dem individuellen Ge-
sundheitszustand und der körperlichen Konstitu-
tion abhängt. Es ist daher äußerst schwierig, eine 
Zeit für die Zustellung von Bezirken festzulegen. 
In ländlichen Regionen ist eine Erhöhung des 
Stundenlohns auf 8,50 Euro längst überfällig 
und daher zu begrüßen. 
In den städtischen Bezirken war es in der Vergan-
genheit noch möglich, durch einen hohen körperli-
chen Einsatz mehr als 8,50 Euro pro Stunde zu 
verdienen. Durch den Wegfall schafft man hier 
einen Zusteller 4. Klasse, der noch mal weniger 
verdient als seine KollegInnen. 
Ein weiterer Punkt ist der Wegfall der Kilometer-
Bezahlung für die Bereitstellung des eigenen 
PKWs. Wer schon (netterweise) sein eigenes Auto 
für den Arbeitgeber zur Verfügung stellt, muss 
aber auch die Bereitstellung, also die Wegstrecke 
zur Ablage, bezahlt bekommen. 
ver.di befürchtet, dass die Gesamtlohnsumme sin-
ken wird und es nur innerhalb der Kollegenschaft 
zu einer „Umverteilung“ der Löhne kommen wird. 
Es reicht überhaupt nicht aus, nur Einsparungen 
durch Rationalisierung, wann auch immer, als 
Lohnerhöhung weiterzugeben. 

 

Oliver Erdmann 

S A B R I S 

Fluch oder Segen? 



INTERNET:   www.zeitungszusteller.verdi.de  

„Die Zeitungsverleger machen gegen die Einführung 
eines gesetzlichen Mindestlohnes mobil und fordern 
von einer neuen Bundesregierung Ausnahmeregelun-
gen für die über 300.000 Zeitungszusteller/innen. 
Das ist inakzeptabel. Die Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohnes ist besonders für die Beschäftigten in 
der Zeitungszustellung notwendig. 

 

Niedriglöhne auch im Westen 
ver.di erhebt jährlich die Entlohnung in Zustellbetrieben 
und berechnet Durchschnittswerte. Bei der letzten Er-
hebung im Juni 2013 waren 27 Zustellbetriebe beteiligt, 
ausschließlich Betriebe mit Betriebsräten aus den alten 
Bundesländern. 
Umgerechnet auf Stundenlöhne ergab sich im Durch-
schnitt dieser Betriebe ein Bruttostundenlohn von 7,79 
Euro zuzüglich unterschiedlich hohe steuerfreie Nacht-
zuschläge, Wegegelder und Gelder für unvorhergese-
hene Wartezeiten, beispielsweise wegen Verzögerun-
gen in den Druckereien. In einigen Fällen werden Bei-
hilfen für Kleidung und Schuhe gezahlt. In den meisten 
Zustellbetrieben im Westen wäre nur eine kleine Lohn-
erhöhung nötig, um auf den Mindestlohn von 8,50 Euro 
zu kommen. 
In Betrieben ohne Betriebsrat und in ostdeutschen Zu-
stellgesellschaften werden deutlich niedrigere Löhne 
gezahlt. Aus Anfragen an die Kontaktadresse unserer 
Website wissen wir, dass selbst Löhne zwischen drei 
und fünf Euro pro Stunde keine Seltenheit sind. Hier ist 
der gesetzliche Mindestlohn dringend erforderlich. 
Der Trend in den Betrieben geht seit einigen Jahren zur 
Verkleinerung der Bezirke und zur Kürzung der Löhne 
im Rahmen der Einführung neuer Entlohnungssysteme 
und damit zur Erhöhung des Anteils geringfügiger 
Arbeitsverhältnisse. Damit steigt zwar die Zahl der 
nebenberuflichen Zusteller/innen; es gibt allerdings 
auch eine große Zahl von Zustellern, die mehrere Be-
zirke zustellen und Vertretungen oder Nachlieferungen 
betreuen. 

 

Vom Flächentarifvertrag zum Minijob 
Bis in die Mitte der 1980er-Jahre waren viele Zeitungs-
zusteller/innen direkt bei den Verlags- und Druckhäu-
sern beschäftigt. Üblich waren eine angemessene Be-
zahlung und Wertschätzung. Die beiden Vorgängerge-
werkschaften von ver.di, die IG Druck und Papier sowie 
die IG Medien, hatten damals auch vereinzelt regionale 
Flächentarifverträge ausgehandelt. 
Nachdem das Bundesarbeitsgericht den Zusteller/innen 
eine Wahlberechtigung bei Betriebsratswahlen einge-
räumt hatte, gliederten die Verlage ihre Zusteller/innen 
in kleine Tochterfirmen aus oder gründeten Joint-
Ventures mit konkurrierenden Zeitungen. Immer darauf 
bedacht, dass keine der neu gegründeten Firmen mehr 

als 299 Beschäftigte umfasste, damit kein Betriebsrats-
mitglied freigestellt werden musste. Das war ein drasti-
scher Einschnitt für die Zusteller/innen. Seitdem haben 
sich ihre Arbeitsbedingungen und die Entlohnung suk-
zessive verschlechtert. 
In den 1990er Jahren wurden die Zusteller/innen von 
den Verlagen nur noch als Vertriebskostenfaktor gese-
hen. Die Löhne wurden kaum erhöht, Zustellbezirke so 
aufgeteilt, dass – vor allem in ländlichen Bereichen – 
viele geringfügige Beschäftigungen entstanden. Sin-
kende Abonnementszahlen und damit sinkende Stück-
zahlen je Zusteller/in führten zu weiteren Einkommens-
einbußen, da die Stückzahl ein wichtiger Faktor für die 
Entlohnung ist. In dieser Zeit löste sich die Flächen-
tarifbindung vollständig auf. Es gibt lediglich einige fort-
bestehende Haustarife und in den vergangenen fünf 
Jahren nur einen Neuabschluss eines Haustarifvertra-
ges bei der Nordsee Zeitung in Bremerhaven.   ... 
Die Forderung nach einem gesetzlichen Mindest-
lohn ist gerade wegen solcher Branchen wie der 
Zeitungszustellung aufgestellt worden. Es wäre wi-
dersinnig, ausgerechnet diese Beschäftigtengruppe 
oder Zustellbezirke im Osten auszunehmen. Gerade 
hier ist der Mindestlohn wegen der Niedriglöhne beson-
ders wichtig und schafft mehr Entlohnungsgerechtig-
keit. 
Die kürzere Bezugsdauer von Arbeitslosengeld I, ge-
sunkene Zumutbarkeitsgrenzen und die Angst, in Ein-
Euro-Jobs zu landen, haben dazu geführt, dass sich 
viele auf nichtexistenzsichernde Minijobs einlassen 
mussten. Der Minijob heute ist jedoch die Armut im 
Alter. 
Nach 45 Versicherungsjahren ausschließlich in Mini-
jobs hat jemand lediglich eine Rente von 139 Euro zu 
erwarten, wie kürzlich aus einer Antwort der Bundesre-
gierung hervorging. Es handelt sich also nicht um Jobs 
für Schüler- oder Studenten. Tatsächlich ist es so, dass 
auch Rentner/innen ihre karge Rente mit Zeitungszu-
stellung aufbessern müssen.“ 
 
Quelle: 
Auszüge aus einer mehrseitigen Studie des Fachbereichs 8, ver.di 
Die komplette Studie kann angefordert werden bei: 
Hans-Dietmar Hölscher, E-Mail: didi.hoelscher@gmx.de 

Zeitungsverleger machen mobil gegen 

gesetzlichen Mindestlohn für ZustellerInnen 


